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Abkürzungsverzeichnis

UNO Organisation der Vereinten Nationen
DBA Doppelbesteuerungsabkommen
APK-SR Aussenpolitische Kommission des Ständerates
OSZE Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa
RK-NR Kommission für Rechtsfragen des Nationalrats
APK-NR Aussenpolitische Kommission des Nationalrates
EU Europäische Union
SRVG Bundesgesetz über die Sperrung und die Rückerstattung unrechtmässig

erworbener Vermögenswerte ausländischer politisch exponierter
Personen

ONU Organisation des Nations unies
CDI Convention de double imposition
CPE-CE Commission de politique extérieure du Conseil des Etats
OSCE Organisation pour la sécurité et la coopération en Europe
CAJ-CN Commission des affaires juridiques du Conseil national
CPE-CN Commission de politique extérieure du Conseil national
UE Union européenne
LVP Loi fédérale sur le blocage et la restitution des valeurs patrimoniales

d'origine illicite de personnes politiquement exposées à l'étranger
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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Fabian Molina (sp, ZH) reichte im Dezember 2019 eine parlamentarische Initiative ein,
mit der er die Einführung einer Rechtsgrundlage für gezielte Sanktionen bei schweren
Menschenrechtsverletzungen und Korruption durch hochrangige Politiker und
Politikerinnen forderte. Der Bundesrat solle gesetzliche Grundlagen erarbeiten, auf
Basis derer Konto- und Reisesperren gegen hochrangige ausländische Politiker und
Politikerinnen verhängt werden können. Die Sanktionen seien auf zwei Jahre mit der
Option einer einmaligen Verlängerung zu beschränken, zudem müsste eine unabhängige
Ombudsstelle für Beschwerden eingerichtet werden. Molina argumentierte, dass
umfassende Wirtschaftssanktionen in der Regel schwere humanitäre Auswirkungen auf
die Zivilbevölkerung und Drittstaaten hätten, weshalb man stattdessen auf «Smart
Sanctions», die nur einzelne Personen treffen, setzen müsse. Der Initiant bemängelte,
dass die bestehenden gesetzlichen Grundlagen für repressive Massnahmen bei
Menschenrechtsverletzungen und Korruptionsverbrechen – namentlich das
Embargogesetz, das Güterkontrollgesetz, das Kriegsmaterialgesetz, das Bundesgesetz
über internationale Rechtshilfe in Strafsachen, das Potentatengeldergesetz und das
Strafgesetz – Lücken aufwiesen. Die Schweiz habe beispielsweise ohne Sanktionen
durch den UNO-Sicherheitsrat oder die EU kaum Möglichkeiten, auf gravierende
Ereignisse zu reagieren, oder müsse wie im Fall des ermordeten Journalisten Khashoggi
auf sachfremde Massnahmen wie die Sistierung des DBA zurückgreifen.
Die APK-NR gab der parlamentarischen Initiative im Januar 2021 mit 13 zu 8 Stimmen
Folge. Ihre Schwesterkommission vertrat jedoch im April 2021 die Auffassung, dass die
bestehenden Gesetzesgrundlagen ausreichen würden, um entsprechende Massnahmen
zu ergreifen. Mit den von Molina neu geforderten Sanktionen würde sich die Schweiz
international stärker exponieren, zudem seien eigenständige Sanktionsmassnahmen
weniger wirksam, dafür aber ressourcenintensiver als ein international abgestimmtes
Vorgehen. Daher gab die APK-SR der Initiative mit 7 zu 5 Stimmen keine Folge. Im Mai
2022 musste die APK-NR daher darüber entscheiden, ob sie an ihrem ursprünglichen
Beschluss festhalten wollte, was sie mit 13 zu 10 Stimmen (bei 1 Enthaltung) auch tat und
der Initiative damit erneut Folge gab. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.05.2022
AMANDO AMMANN

In der Frühjahrssession 2022 beschäftigte sich der Nationalrat mit der
parlamentarischen Initiative Molina (sp, ZH) zur Einführung einer Rechtsgrundlage für
gezielte Sanktionen bei schweren Menschenrechtsverletzungen und Korruption durch
hochrangige Politiker und Politikerinnen. Die APK-NR hatte der Initiative im Vorfeld
der Session mit 13 zu 10 Stimmen (bei 1 Enthaltung) Folge gegeben.
Kommissionssprecher und Initiant Fabian Molina argumentierte, dass die Sanktionen
der europäischen Länder in Reaktion auf den russischen Angriff auf die Ukraine
Wirkung gezeigt hätten. Sanktionen seien das einzige Mittel zwischen Krieg und Frieden,
um «Regelbrecher zur Raison zu bringen». Um die Zivilbevölkerung dadurch aber nicht
zu schädigen, müsse man «smart sanctions» nutzen, die gezielt die Verantwortlichen
von Kriegsverbrechen und Menschenrechtsverletzungen strafen. Die Schweiz tue sich
generell schwer mit der Übernahme von Sanktionen, es fehle aber auch die rechtliche
Grundlage für eigenständige Sanktionen, erläuterte Molina. Molina bezeichnete den
Umstand, dass die Schweiz UNO-Sanktionen und Massnahmen der OSZE und der EU
übernehmen müsse als «nicht neutral und noch weniger souverän». Die APK-NR habe
daher auch bei der Revision des Embargogesetzes einen Artikel vorgeschlagen, der es
dem Bundesrat bei Menschenrechtsverletzungen erlauben soll, eigenständige
Sanktionen gegen Personen oder Entitäten anzuordnen. Hans-Peter Portmann (fdp, ZH)
kritisierte Molina dafür, dass er die Forderung seiner parlamentarischen Initiative
bereits im Embargogesetz eingebracht habe und somit dem Rat zweimal das gleiche
Anliegen vorlege und forderte den Rückzug der Initiative. Fabian Molina erklärte, dass
dies gemäss Parlamentsrecht nicht möglich sei, weil sie bereits in der Kommission
beraten worden war, er wolle aber insbesondere auch im Hinblick auf die Beratung im
Ständerat an der Initiative festhalten. Eine Kommissionsminderheit Nidegger (svp, GE)
forderte die Ablehnung der Initiative, einerseits weil der Begriff
«Menschenrechtsverbrechen» eine Verurteilung nach eingehender Untersuchung
voraussetzen würde, andererseits weil die Schweiz dadurch zur aktiven Akteurin im
Sanktionsbereich und somit zu einer an internationalen Konflikten beteiligten Partei
werden würde. Nidegger befürchtete auch, dass der Rechtsstaat geschwächt werden

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.06.2022
AMANDO AMMANN
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könnte und die Schweiz im Ausmass der Sanktionen sogar weiter gehen könnte, als die
UNO und die wichtigsten Handelspartner. Der Minderheitsführer argumentierte in der
Ratsdebatte, dass nur Staaten als Völkerrechtssubjekte das Völkerrecht verletzen
könnten und daher auch nur Staaten Gegenstand von Sanktionen sein könnten. Der
Nationalrat gab der Initiative schliesslich mit 104 zu 74 Stimmen (bei 5 Enthaltungen)
Folge. Die SVP-Fraktion, sowie die FDP.Liberale-Fraktion stimmten fast geschlossen
dagegen. 2

In der Herbstsession 2022 beriet der Ständerat über die parlamentarische Initiative
Molina (sp, ZH) zur Einführung einer Rechtsgrundlage für gezielte Sanktionen bei
schweren Menschenrechtsverletzungen und Korruption durch hochrangige Politiker
und Politikerinnen. Damian Müller (fdp, LU) erläuterte der kleinen Kammer die
Geschichte des Geschäfts, dem von der APK-NR im Januar 2021 Folge gegeben worden
war. Die APK-SR hatte der Initiative zwar im April 2021 nicht zugestimmt, da die APK-NR
aber daran festgehalten hatte und der Nationalrat die Initiative in der Folge ebenfalls
angenommen hatte, musste sich die APK-SR erneut damit befassen.
Kommissionssprecher Müller erklärte, dass die Kommission die Differenzbereinigung
beim Embargogesetz habe abwarten wollen und daher die Beratung des Geschäfts
verschoben hatte. Da man bei der Beratung des Embargogesetzes verneint habe, eine
Rechtsgrundlage für eigenständige Sanktionen schaffen zu wollen, mache es in den
Augen der Kommissionsmehrheit auch keinen Sinn, der Initiative Folge zu geben. Eine
Minderheit Jositsch (sp, ZH) beantragte dem Rat dennoch, der Initiative Folge zu geben,
da durch die persönliche Sanktionierung einzelner hochrangiger Personen negative
Konsequenzen für die Zivilbevölkerung vermieden werden könnten. Jositsch erklärte,
dass die Initiative – wie der ähnlich ausgestaltete Minderheitsantrag Sommaruga (sp,
GE) zum Embargogesetz – eine Ombudsstelle zur Wahrung der rechtsstaatlichen
Prinzipien vorsehe. Er erwarte jedoch nicht, dass dies den Ständerat umstimmen
würde. Damit behielt er Recht und der Ständerat gab der Initiative mit 28 zu 13 Stimmen
keine Folge, womit das Geschäft erledigt war. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.09.2022
AMANDO AMMANN

Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Banken

D'après Fabian Molina (ps, ZH), la réputation de la place financière helvétique souffre
toujours d'un manque de transparence et de coopération internationale en cas d'avoirs
d'origine illicite cachés en Suisse. Alors que la loi sur les valeurs patrimoniales d'origine
illicite (LVP) devrait permettre le blocage et la restitution de ces avoirs, le député
zurichois considère que la loi contient de nombreuses lacunes. Il préconise une
modification de la LVP afin de ne pas restreindre les démarches d'entraide à la seule
initiative de l'État d'origine et uniquement dans les cas où l'intérêt de la Suisse est
sauvegardé. 
La Commission des affaires juridiques du Conseil national (CAJ-CN) n'a pas donné suite
à l'initiative parlementaire. Elle estime, par 14 voix contre 11, judicieux d'attendre le
rapport sur le postulat 19.3414 avant d'entamer une révision de la LVP. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.10.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

In der Wintersession 2022 gelangte die parlamentarische Initiative Molina (sp, ZH)
betreffend die Verbesserung des Abwehrdispositivs gegen Potentatengelder ins
Plenum des Nationalrats. Die Mehrheit der vorberatenden RK-NR beantragte, der
Initiative keine Folge zu geben. Gemäss Kommissionssprecher Yves Nidegger (svp, GE)
befürchtete sie einen Widerspruch der Forderung zur grundrechtlichen
Eigentumsgarantie. Der Vorstoss schaffe zudem eine generelle Korruptionsvermutung
gegenüber Personen, die aus einem Land stammten, welches unter Korruption leide
oder dessen Rechtsstaat in den Augen der Schweiz ungenügend ausgebaut sei. Eine
Minderheit Dandrès (sp, GE) beantragte, der Initiative Folge zu geben. Aufgrund ihrer
Stellung im internationalen Finanzplatz sehe sich die Schweiz dem grossen Risiko
ausgesetzt, zum sicheren Hafen für Gelder von Potentaten oder diktatorischen Regimen
zu werden. Die präventive Blockierung von Gütern oder Vermögenswerten aus illegalem
Handel oder Korruption reduziere dieses geopolitische Risiko, so Dandrès. Ausserhalb
der sozialdemokratischen, der grünen und der grünliberalen Fraktionen überzeugten
diese Argumente allerdings nicht; der Nationalrat gab der parlamentarischen Initiative

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.12.2022
CATALINA SCHMID
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mit 108 zu 81 Stimmen bei einer Enthaltung keine Folge. 5

1) Medienmitteilung APK-NR vom 20.1.21; Medienmitteilung APK-NR vom 3.5.22; Medienmitteilung APK-SR vom 16.4.21; Pa.Iv.
19.501
2) AB NR, 2022, S. 909 ff.; Kommissionsbericht APK-NR vom 2.5.22
3) AB SR, 2022, S. 760 f.; Kommissionsbericht APK-SR vom 5.9.22; Medienmitteilung APK-SR vom 16.8.22
4) Communiqué de presse CAJ-CN du 21.10.2022
5) AB NR, 2022, S. 2410 f.
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